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Einleitung 

A. Problemstellung 

Die Forderung, durch Mitbestimmung und Demokratisierung der 
Arbeitswelt den Freiheitsraum des Staatsbürgers in seiner beruflichen 
Sphäre zu erweitern, fand in verstärktem Maße in den 1960er Jahren 
Eingang in die politischen Programme und in die wissenschaftliche 
Diskussion1• 

Im Vordergrund stand bisher stets die Diskussion um Mitbestim-
mung im privatwirtschaftliehen Bereich, die ihren vorläufigen Abschluß 
und ihre teilweise Erfüllung in der Novellierung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes (BetrVG) vom 15. Januar 1972 (BGBl. I/S. 13) und dem 
erst in jüngster Zeit vom Deutschen Bundestag verabschiedeten und 
am 4. Mai 1976 in Kraft getretenen Gesetzes über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer (MitbestG) (BGBl. I/S. 1153) fanden. 

Die Mitbestimmung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes wurde 
in der Bundesrepublik Deutschland immer im Nachtrag zur Gesetz-
gebung für den privatwirtschaftliehen Bereich geregelt. Dem Betriebs-
verfassungsgesetz vom 11. Oktober 1952 folgte am 5. August 1955 das 
Personalvertretungsgesetz (PersVG) (BGBl. IIS. 477). Der Novellierung 
des BetrVG am Anfang des Jahres 1972 sollte noch im gleichen Jahre 
die Novellierung des PersVG folgen. Das vorzeitige Ende der Legis-
laturperiode bedingte dann aber eine Verzögerung der Gesetzgebungs-
arbeit, so daß die Novellierung des PersVG erst mit dem 1. April 1974 
in Kraft treten konnte (BGBl. I/S. 693)2• 

Obwohl die Gesetzgebung für den Bereich des öffentlichen Dienstes 
immer im Schatten des privatwirtschaftliehen Bereichs stand, war die 
Diskussion wn Mitbestimmung im öffentlichen Dienst nicht minder 
kontrovers und komplex3• 

1 Vgl. stellvertretend für die inzwischen unübersehbar gewordene Literatur: 
Bibliographie der Mitbestimmung, in: Frankfurter Hefte (1969), S. 376 ff. 
sowie die umfangreiche Auswahlbibliographie bei Ulrich v. Alemann (Hrsg.), 
Partizipation - Demokratisierung - Mitbestimmung, Problemstand und 
Literatur in Politik, Wirtschaft, Bildung und Wissenschaft, Opladen 1975, 
s. 309 ff. 

2 Vgl. zur Entwicklung des Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPersVG): 
W. Grabendorff I C. Windscheid I W. Ilbertz, Bundespersonalvertretungsgesetz, 
Stuttgart 1974, S. 15 ff.; Horst D ietrich, Das neue Bundespersonalvertretungs-
gesetz, in: ZBR 1974, S. 113 ff. 

2 Faber 
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Neben vielen Detailregelungen waren es insbesondere drei Problem-
kreise, über die auch durch die Novellierung des PersVG keine Einig-
keit erzielt werden konnte: 
- die Grenzen der Beteiligung des Personals an den Entscheidungen 

der Behördenleitung, 
- der Einfluß der Gewerkschaften im System der Personalvertretung 

und 
- der Gruppenpluralismus. 

Man stimmte allerdings weitgehend darin überein, daß der letzte 
Punkt, die Existenz dreier dienstrechtlich verschieden ausgestalteter 
Beschäftigtengruppen, einer grundsätzlichen Neuregelung der Rechts-
verhältnisse der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes vorbehalten 
bleiben müsse. Die Vorläufigkeit der gesetzgeberischen Klärung dieser 
Fragen durch das neue BPersVG kommt in der Stellungnahme eines 
Mitgliedes des Innenausschusses, des Abgeordneten Becker (Nienberge), 
vor dem Deutschen Bundestag anläßlich der 2. und 3. Lesung des Ge-
setzes zum Ausdruck4: 

"Die Bundesregierung soll nach einhelliger Auffassung des Ausschusses 
über die Erfahrungen nach diesem Gesetz zum 1. Januar 1978 berichten. 
Wir meinen nämlich nicht das, was der damalige Innenminister Dr. Sehrö-
der am 8. Juni 1955 in diesem Hause ausführte, daß das seinerzeitige 
Gesetz den Schlußstein in der Mitbestimmung in unserem Vaterlande 
darstelle. Wir haben uns alle davon überzeugen können, daß es eine ganz 
andere Entwicklung gegeben hat, und wir sind der Meinung, daß man 
solche Gesetze nicht so statisch betrachten sollte, sondern daß sie dyna-
misch fortentwickelt werden müssen. Das wollen wir auch beim Personal-
vertretungsgesetz." 

Um die theoretische Aufarbeitung und Lösung der Probleme der 
Personalvertretung bemühten sich bereits viele Autoren, deren Beiträge 
teilweise zur Begründung der Standpunkte bestimmter Interessengrup-
pen dienten5, teilweise aber auch einer wissenschaftlich-theoretischen 
Fundierung der Diskussion galten6• 

s Angesichts dieser Komplexität hielt es auch die Studienkommission zur 
Reform des öffentlichen Dienstrechts nicht für möglich, sich mit den Pro-
blemen des Personalvertretungsrechts auseinanderzusetzen; vgl. Bericht der 
Studienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts, Baden-
Baden 1973, S. 175, Rdnr. 358, 359. 

4 Stenographischer Bericht der 70. Sitzung des Deutschen Bundestages, 
7/S. 4331. 

5 Vgl. stellvertretend für die Stellungnahmen im Sinne des DGB: Wolf-
gang Däubler, Weniger Mitbestimmung im öffentlichen Dienst?, in: Recht 
und Arbeit 1973, S. 233 ff. und im Sinne des DBB: Walter Leisner, Mitbestim-
mung im öffentlichen Dienst, Bonn-Bad Godesberg 1970. 

6 Vgl. stellvertretend für viele: Wulf Damkowski, Mitbestimmung im öf-
fentlichen Dienst als Forderung des Grundgesetzes, in: RiA 1975, S.1 ff., 
21 ff. und 41 ff.; Erich Feindt, Aspekte der Demokratisierung, Mitbestimmung 



A. Problemstellung 19 

Die vorliegende Untersuchung will diese Problemsicht durch zwei 
wesentliche Erkenntnisbereiche erweitern: Durch den Vergleich und 
die Empirie sollen Aussagen zur Wirksamkeit des derzeit normierten 
Systems der Personalvertretung gemacht werden. 

Aussagen zu den offenen Problemen der bundesrepublikanischen 
Diskussion können immer nur systemimmanent sein. Der Vergleich 
mit den Systemen der Personalvertretung anderer Länder kann dann 
zu einer komplexeren Problemsicht führen und neue Maßstäbe liefern, 
wenn in einem vergleichbaren System gleiche Aufgaben durch diffe-
rente Strukturen erfüllt werden7• Von dem französischen System des, 
öffentlichen Dienstes und speziell der Personalvertretung werden diese 
Kriterien weitgehend erfüllt8• Ähnlich wie in der Bundesrepublik 
Deutschland das Problem der Mitbestimmung und Demokratisierung 
der Arbeitswelt in das Zentrum des politischen Interesses rückte, war 
es für Frankreich der programmatische Begriff der "participation", 
der seit Mitte der sechziger Jahre die politische Diskussion bestimmte". 
Die Forderung nach einer Ausdehnung der "participation" im öffent-
lichen Dienst wurde erstmalig mit vollem Nachdruck während der Mai-
unruhen im Jahre 1968 gestellt1°. 

Auch in dieser Diskussion ging es im wesentlichen um die Grenzen 
der Beteiligung des Personals und um den Einfluß der Gewerkschaften 
in der Verwaltung. Das dritte Problemfeld deutscher Personalvertre-
tung, die Existenz verschiedener Gruppen mit unterschiedlichem Dienst-
recht, stellt sich in Frankreich nicht weniger aktuell dar, nur geht es 
hier weniger um die grundsätzliche Entscheidung für oder gegen ein 

und Partizipation, in: ZBR 1973, S. 353 ff.; Heinrich Siedentopf, Funktion und 
allgemeine Rechtsstellung - Analyse der Funktionen des öffentlichen Dien-
stes, Anlageband 8 zum Bericht der Studienkommission zur Reform des 
öffentlichen Dienstrechts, S. 142 ff. (im folgenden zitiert als: Funktion und 
allgemeine Rechtsstellung). 

7 Vgl. zu den Aufgaben und Möglichkeiten der vergleichenden Verwal-
tungswissenschaft: Heinrich Siedentopf, Ressortzuschnitt als Gegenstand der 
vergleichenden Verwaltungswissenschaft, in: Die Verwaltung 1976, S. 1 ff., (8); 
zur grundlegenden theoretischen Fundierung des Äquivalenzfunktionalismus: 
Niktas Luhmann, Funktion und Kausalität, in: ders., Soziologische Auf-
klärung - Aufsätze zur Theorie sozialer Systeme -, Köln 1970, S. 9 ff. 

s Vgl. zur Nähe des französischen Dienstrechts zu den Regelungen in der 
Bundesrepublik Deutschland: Hans-Werner Laubinger, Beamtenorganisation 
und Gesetzgebung, maschinenschriftlich vervielfältigt, Speyer 1974, S. 790. 

9 Vgl. hierzu Michete Verron, Participation, Histoire du travail, Develop-
pement et doctrines sociales, Paris 1968: Regis Waquet, La "participation" 
dans la pensee politique du General de Gaulle et projet de loi soumis au 
referendum du 27 avril 1969, Paris 1970; Jacques ChevaUier, La participation 
dans l'administration fran!;aise, in: Bulletin de l'institut international 
d'administration publique, No 37 (1976), S. 85 ff. 

1o Vgl. Jeanne Siwek-Pouydesseau, La participation des fonctionnaires 
a la marche de l'administration, in: Annuaire international de la fonction 
publique 1970/71, S. 83 ff. (im folgenden zitiert als: La participation). 


